
Landtag 
22. Wahlperiode 

9. Sitzung vom 21. Jänner 2026 

Sitzungsbericht 
 

(Beginn um 13.01 Uhr) 

 

Vorsitzende: Erster Präsident Ing. Christian Meidlinger, 

Zweiter Präsident Anton Mahdalik und Dritter Präsident 

Prof. Mag. Dr. Gerhard Schmid 

Schriftführerinnen bzw. Schriftführer: Abg. Mag Ale-

xander Ackerl, Abg. Roland Guggenberger, Abg. Jing Hu, 

BA, MPharm, Abg. Thomas Kreutzinger, Abg. Theodor Fe-

lix Löcker, Abg. Lorenz Mayer, Abg. Nikola Poljak, BA, 

MA, Abg. Ing. Astrid Rompolt, MA, Abg. Mag. Stefanie 

Vasold und Abg. Katharina Weninger, BA 

 

Präsident Prof. Mag. Dr. Gerhard Schmid eröffnet die 

Sitzung. 

1. Entschuldigt sind Abg. Mag. Barbara Huemer, Abg. 

Mag. Caroline Hungerländer, MSc, Abg. Sabine Keri und 

Abg. Markus Ornig, MBA sowie zeitweilig Abg. Dipl.-Ing. 

Dr. Stefan Gara, Abg. Dr. Maria In der Maur-Koenne, Abg. 

Jörg Neumayer, MA, Abg. Nikola Poljak, BA, MA, Abg. 

Roman Schmid und Amtsf. StR Mag. Jürgen Czerno- 

horszky. 

 

2. In der Fragestunde werden von Präsident Prof. Mag. 

Dr. Gerhard Schmid folgende Anfragen aufgerufen und von 

den Befragten beantwortet: 
(FSP-1619469-2025-KGR/LM) 1. Anfrage von Abg. 

Georg Prack, BA an die amtsführende Stadträtin der Ge-

schäftsgruppe für Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung und 

Frauen: 
"Als im November 2023 das Wiener Wohnbeihilfegesetz 

erlassen wurde, war auf Grund der damals zur Verfügung 

stehenden Daten mit einer Steigerung an Wohnbeihilfebe-

zieherInnen um rund 25 bis 30 Prozent, konkret mit einer 

Steigerung auf bis zu 45 000 statt bisher 35 000 BezieherIn-

nen, zu rechnen. Als finanzielle Auswirkung dieses neuen 

Gesetzes wurde mit einer Erhöhung der jährlichen finanziel-

len Mittel von 61,5 Mio EUR auf rund 151,5 Mio EUR ge-

rechnet. Mit welcher Anzahl an WohnbeihilfebezieherInnen 

ist auf Grund der aktuellen Datenlage für das Jahr 2026 zu 

rechnen?" 
(FSP-77152-2026-KFP/LM) 2. Anfrage von Abg. Kle-

mens Resch an die amtsführende Stadträtin der Geschäfts-

gruppe für Finanzen, Wirtschaft, Arbeit, Internationales und 

Digitales: 
"In Bezug auf die 15a-Vereinbarung zwischen Bund und 

Land Wien zur Finanzierung des U2/U5-Ausbaues mit fest-

gelegtem Kostendeckel: Welchen Stand haben derzeit allfäl-

lige Nachverhandlungen mit dem Bund zur Anpassung die-

ses Kostendeckels angesichts der absehbaren Kostensteige-

rungen?" 
(FSP-71878-2026-KSP/LM) 3. Anfrage von Abg. Mag. 

Alexander Ackerl an die amtsführende Stadträtin der Ge-

schäftsgruppe für Finanzen, Wirtschaft, Arbeit, Internatio-

nales und Digitales: 

"Sehr geehrte Frau Landesrätin! Im Zuge der Verhand-

lungen zum Stabilitätspakt wurde mehrfach auf die Landes-

finanzreferenten-Konferenz Bezug genommen. Welche 

konkreten Themen wurden im Rahmen der Landesfinanzre-

ferentinnen- und Landesfinanzreferentenkonferenz behan-

delt und welche wesentlichen Erkenntnisse und Ergebnisse 

konnten aus den Beratungen gewonnen werden?" 
(FSP-79859-2026-KVP/LM) 4. Anfrage von Abg. Ha-

rald Zierfuß an die amtsführende Stadträtin der Geschäfts-

gruppe für Bildung, Jugend, Integration, Transparenz und 

Märkte: 
"Wie ein aktueller Stadtrechnungshofbericht zeigt, gibt 

es auch bei der Förderung von Gesamtvertragseinrichtungen 

durch die MA 11 zur Unterbringung von Kindern und Ju-

gendlichen in der Vollen Erziehung unklare Kostenexplosi-

onen, Intransparenz, fehlende Kalkulationen und Leistungs-

nachweise über Jahre hinweg, fehlende standardisierte Prüf-

prozesse sowie eine sachlich und methodisch nicht nachvoll-

ziehbare starke Bandbreite bei der Höhe der Tagsätze (zwi-

schen 100 und 770 EUR pro Kind und Tag). Verträge wer-

den ohne vorherige Vergabeverfahren sowie Festlegung der 

Tagsätze abgeschlossen und selbst systematische Vergleiche 

oder Kontrollen, ob Leistungen auch kosteneffizient er-

bracht werden, fehlen. So kritisiert der Stadtrechnungshof 

klar, dass im Betrachtungszeitraum die Anzahl der zu be-

treuenden Minderjährigen nur um rund 3,1 Prozent anstieg, 

die Ausgaben jedoch um 27,5 Prozent. Gleichzeitig deckt 

der Stadtrechnungshof in seinem Bericht auf, dass in einer 

Einrichtung in den Jahren 2022 bis 2024 nicht einmal die 

gesetzlich vorgeschriebene Mindestquote von 50 Prozent 

ausgebildetem Personal verzeichnet wurde. Während also 

die Kosten explodieren und unkontrolliert in ineffiziente Ka-

näle fließen, sinkt gleichzeitig die Qualität der versproche-

nen Betreuung. Was gedenken Sie als verantwortliches Mit-

glied der Wiener Landesregierung hier zu unternehmen, da-

mit nicht auch in diesem Bereich das Steuergeld der Wiene-

rinnen und Wiener unkontrolliert versickert, während die 

Betreuung der Kinder und Jugendlichen in der Obhut der 

MA 11 leidet?" 
(FSP-66605-2026-KGR/LM) 5. Anfrage von Abg. Mag. 

Mag. Julia Malle an die amtsführende Stadträtin der Ge-

schäftsgruppe für Bildung, Jugend, Integration, Transparenz 

und Märkte: 
"Auf die vierte Zusatzfrage zu der von uns gestellten 

Frage in der Fragestunde der Landtagssitzung vom 19. No-

vember 2025 zur Zahl FSP-1511743-2025-KGR/LM erklär-

ten Sie, Frau Stadträtin, dass Sie die Bereinigung der Warte-

liste/Vormerkliste für einen inklusiven Platz im Bereich der 

Elementarbildung beauftragt haben. Weiters führten Sie aus, 

dass infolge dieser Bereinigung im Kindergartenjahr 

2025/2026 499 Kindern kein Platz in einer Integrations-

gruppe oder heilpädagogischen Gruppe bei den Stadt-Wien-

Kindergärten zugewiesen werden konnte. Wie viele Kinder 

mit Behinderung oder Beeinträchtigung sind mit Stand heute 

für einen Kindergartenplatz vorgemerkt?" 
(FSP-78513-2026-KFP/LM) 6. Anfrage von Abg. An-

gela Schütz, MA an den amtsführenden Stadtrat der Ge-

schäftsgruppe für Soziales, Gesundheit und Sport: 
"Etwa 100 Patientinnen und Patienten aus Niederöster-

reich, die in Wiener Spitälern abgelehnt wurden, haben sich 
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nach Angaben des Landes bisher bei der niederösterreichi-

schen Patientenanwaltschaft gemeldet. Für einen dieser Pa-

tienten bereitet Niederösterreich derzeit eine Klage gegen 

Wien vor. Die niederösterreichische Landeshauptfrau sagte 

dazu: 'Es kann nicht sein, dass hier ausländische Staatsbür-

ger mit einem Meldezettel in Wien, die vielleicht noch nie 

ins System einbezahlt haben, in Kliniken in Wien behandelt 

werden und Niederösterreicher nicht, nur weil sie aus Nie-

derösterreich kommen, schließlich leisten niederösterreichi-

sche Pendler 200 Mio EUR Kommunalsteueraufkommen in 

Wien.' Darüber hinaus erhält Wien aus dem Finanzausgleich 

rund 400 Mio EUR für die Versorgung der Gastpatienten. 

Um den Streit zwischen den Bundesländern bzw. den Lan-

desgesundheitsräten beizulegen, wird die Gründung von Ge-

sundheitsregionen angeregt. Der burgenländische Landes-

hauptmann hat die diesbezüglichen Vorschläge von Wien 

bereits abgelehnt, die niederösterreichische Landeshaupt-

frau hat lapidar Bereitschaft zur Zusammenarbeit bekundet. 

Wie ist der aktuelle Stand bei den Verhandlungen zur Bil-

dung von Gesundheitsregionen?" 
 

3. (AST-69966-2026-KVP/AL; ASTTH-101263-2026-

KVP/ALTH) In der Aktuellen Stunde findet auf Antrag des 

ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eine Aussprache 

über das Thema "Kinder- und Jugendhilfe in Wien außer 

Kontrolle - NEOS müssen ihr Ressort endlich in den Griff 

bekommen!" statt. 
(Rednerinnen bzw. Redner: Abg. Harald Zierfuß, Abg. 

Mag. Lukas Burian, Abg. Mag. Ursula Berner, MA, Abg. 

Maximilian Krauss, MA, Abg. Marina Hanke, BA, Abg. Dr. 

Michael Gorlitzer, MBA, Abg. Mag. Dolores Bakos, BA, 

Abg. Theodor Felix Löcker, Abg. Mag. Bernd Saurer und 

Abg. Mag. Marcus Gremel, MBA) 

 

4. (DRI-97493-2026-KGR/LF) Anfrage von Abg. Mag. 

Ursula Berner, MA, Abg. Theodor Felix Löcker, Abg. David 

Ellensohn, Abg. Mag. Mag. Julia Malle, Abg. Mag. Berivan 

Aslan und Abg. Jaafar Bambouk, MA an die amtsführende 

Stadträtin der Geschäftsgruppe für Bildung, Jugend, Integra-

tion, Transparenz und Märkte betreffend "Die Krisenpflege 

braucht Hilfe. Kinderrechte schützen." 
Gemäß § 37 der Geschäftsordnung des Landtages der 

Stadt Wien wurde die dringliche Behandlung verlangt. 

 

5. Präsident Ing. Christian Meidlinger begrüßt die Wie-

ner Umweltanwältin Iris Tichelmann, BSc, MSc. 

 

BerichterstatterIn: Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohorszky 

und Abg. Mag. Nina Abrahamczik  

6. (21919-2026-GGK; P 1) Der Tätigkeitsbericht der 

Wiener Umweltanwaltschaft für das Jahr 2024 wird zur 

Kenntnis genommen. (einstimmig angenommen) 

(PGL-107807-2026-KGR/LAT) Der Beschluss-(Resolu-

tions-)Antrag von Abg. Christina Wirnsberger betreffend 

gemeinschaftlich feiern - Umwelt und Tiere schützen: neue 

Wege für den Jahreswechsel wird dem amtsführenden Stadt-

rat der Geschäftsgruppe für Klima, Umwelt, Demokratie 

und Personal zugewiesen. (einstimmig angenommen) 

(Rednerinnen bzw. Redner: Abg. Dipl.-Ing. Elisabeth  

Olischar, BSc, Abg. Christina Wirnsberger, Abg. Michael 

Stumpf, BA und Abg. Mag. Gerhard Spitzer) 

 

(Die in Verhandlung stehende Postnummer 1 wird zur 

Behandlung der Dringlichen Anfrage um 16 Uhr unterbro-

chen.) 

 

7. (DRI-97493-2026-KGR/LF) Die Dringliche Anfrage 

von Abg. Mag. Ursula Berner, MA, Abg. Theodor Felix Lö-

cker, Abg. David Ellensohn, Abg. Mag. Mag. Julia Malle, 

Abg. Mag. Berivan Aslan und Abg. Jaafar Bambouk, MA 

betreffend "Die Krisenpflege braucht Hilfe. Kinderrechte 

schützen." wird von Abg. Mag. Ursula Berner, MA begrün-

det und von Lhptm-Stv.in Mag. Bettina Emmerling, MSc 

mündlich beantwortet, anschließend wird eine Debatte ab-

geführt. 

(PGL-106675-2026-KGR/LAT) Der Beschluss-(Resolu-

tions-)Antrag von Abg. Mag. Ursula Berner, MA, Abg. The-

odor Felix Löcker, Abg. David Ellensohn, Abg. Mag. Mag. 

Julia Malle, Abg. Mag. Berivan Aslan und Abg. Jaafar Bam-

bouk, MA betreffend Neuaufbau der Kinder- und Jugend-

hilfe wird abgelehnt. (Zustimmung GRÜNE und ÖVP, Ab-

lehnung SPÖ, NEOS und FPÖ) 
(Rednerinnen bzw. Redner: StRin Mag. Judith Pührin-

ger, StRin Dr. Katarzyna Greco, MIEM, Abg. Mag. Lukas 

Burian, Abg. Leo Lugner, Abg. Mag. Marcus Gremel, 

MBA, Abg. Dipl.-Ing. Selma Arapović, Abg. Theodor Felix 

Löcker, Abg. Mag. Stefanie Vasold, Abg. David Ellensohn 

und Abg. Armin Blind) 

 

(Die tagesordnungsmäßige Behandlung der zu erledi-

genden Geschäftsstücke wird um 17.57 Uhr fortgesetzt.) 

 

(Weitere Rednerinnen bzw. Redner zur Postnummer 1: 

Abg. Harald Stark, Abg. Clemens Gudenus, Abg. Mag. An-

gelika Pipal-Leixner, MBA und Umweltanwältin Iris Ti-

chelmann, BSc, MSc) 

 

Berichterstatter: Abg. Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi 

8. (1619774-2025; MDR, P 2) Der Betätigung des Land-

tagsabgeordneten Martin Flicker als Geschäftsführer der 

Gartenbau Flicker GmbH wird zugestimmt. (einstimmig an-

genommen) 

 

(Schluss um 18.25 Uhr)

 


